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sich der Einspruch gegen eine Entscheidung eines zen­
tralen bauaufsichtlichen Organs und hilft dieses Organ 
den Einspruch nicht ab, so entscheidet der Leiter des 
zentralen staatlichen Organs endgültig.

(4) Einsprüche gegen bauaufsichtliche Entscheidungen 
der Räte der Städte und Gemeinden und ehrenamtlicher 
Helfer oder Gremien sind wie bei Abs. 3 an die, die 
Entscheidung erlassende Stelle zu richten. Gibt diese 
dem Einspruch nicht statt, so ist er innerhalb von 10 
Tagen nach Eingang an den Leiter der zuständigen 
Staatlichen Bauaufsicht zu geben, der über den Ein­
spruch endgültig entscheidet.

(5) Zentrale staatliche Organe mit eigener Staatlicher 
3auaufsicht können besondere Verfahrensweisen bei 
Einsprüchen entsprechend ihrer Struktur durch Anord- 
ordnung festlegen.

(6) Einsprüche bzw. Beschwerden haben keine auf­
schiebende Wirkung, es sei denn, daß das verfügende 
Organ dies im Einzelfall ausdrücklich zuläßt.

§ 16 

Zwangsgeld

(1) Die Leiter der Staatlichen Bauaufsicht im Mini­
sterium für Bauwesen, in den Bezirksbauämtern sowie 
die Leiter der zentralen bauaufsichtlichen Organe ge­
mäß § 2 Abs. 1 Ziff. 2 können zur Verhütung un­
gesetzlicher Baumaßnahmen, der Verletzung baurecht­
licher Bestimmungen und der Entstehung von Bauschä­
den Zwangsgeld gegen die verantwortlichen Personen 
bis zur Höhe von 5000 DM festsetzen.

(2) Das Zwangsgeld ist vorher schriftlich anzudrohen. 
Die Androhung muß enthalten:

1. die genaue Bezeichnung der Handlung oder Leistung, 
deren Durchführung erzwungen werden soll;

2. die Frist, innerhalb der die Handlung oder Leistung 
durchgeführt werden soll;

3. die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes.

Die geforderten Handlungen oder Leistungen müssen 
in der angegebenen Frist realisierbar sein.

(3) Das Zwangsgeld ist durch Verfügung festzusetzen, 
es kann auch wiederholt festgesetzt werden. Die wieder­
holte Festsetzung ist jeweils erneut anzudrohen.

(4) Gegen die Zwangsgeldfestsetzung ist der Einspruch 
gemäß § 15 gegeben.

§17

Ordnungsstrafbestimmung

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Bauauftrag­
geber, Entwurfsverfasser oder Verantwortlicher für die 
Bauausführung oder Projektierung, gegen Baubestim­
mungen der Deutschen Bauordnung oder bautechnische 
Standards verstößt oder ohne Baugenehmigung, Zustim­
mung zu einer Bauanzeige oder Abbruchgenehmigung 
Baumaßnahmen durchführt oder Bauten abbrechen läßt, 
kann mit einem Verweis oder einer Ordnungsstrafe 
von 10 bis 500 DM bestraft werden.

(2) Ist durcii vorsätzliche Ordnungswidrigkeit ein 
größerer Schaden entstanden oder zu erwarten, kann 
eine Ordnungsstrafe bis zu 1000 DM ausgesprochen 
werden.

(3) Zuständig für den Erlaß des Ordnungsstrafbe­
scheides sind die Leiter der Staatlichen Bauaufsicht im 
Ministerium für Bauwesen oder in anderen zentralen 
staatlichen Organen gemäß § 2, die Leiter der Staat­
lichen Bauaufsicht in den Bauämtern der Räte der 
Bezirke, Kreise, Städte und Stadtbezirke sowie die 
Vorsitzenden der Räte der Städte, denen bauaufsicht­
liche Befugnisse übertragen worden sind.

(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
und der Erlaß des Ordnungsstrafbescheides regeln sich 
nach der Ordnungsstrafverordnung vom 5. November 
1963 (Gbl. II S 773).

§ 18

Durchführungsbestimmungen

Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung
erläßt der Minister für Bauwesen im Einvernehmen

mit den Leitern der zuständigen staatlichen Organe.

§19

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1964 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. die Verordnung vom 4. Januar 1962 über die Staat­
liche Bauaufsicht (GBl. II S. 21);

2. die Erste Durchführungsbestimmung vom 11. Januar 
1962 zur Verordnung über die Staatliche Bauauf­
sicht — Zuständigkeit und Arbeitsweise — (GBl. II
S. 25);

3. die Zweite Durchführungsbestimmung vom 11. Ja­
nuar 1962 zur Verordnung über die Staatliche Bau­
aufsicht — Baufachliche Gutachten und Bausach­
verständigenwesen — (GBl. II S. 29);

4. die Dritte Durchführungsbestimmung von 11. Januar 
1962 zur Verordnung über die Staatliche Bauauf­
sicht — Zulassung von Baustoffen, Bauelementen 
und Bauweisen — (GBl. II S. 30);

5. die Vierte Durchführungsbestimmung vom 11. Ja­
nuar 1962 zur Verordnung über die Staatliche Bau­
aufsicht — Holzschutz im Hochbau — (GBl. II S. 32).
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